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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des Mindestpreises 
und des besonderen Mindestpreises für Tomatenkonzentrate für das 
Wirtschaftsjahr 1 977/1 978 

»EG-Dok. R/1 358/77 (AGRI 362)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 516/77 des 
Rates vom 14. März 1977 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse 1 ), insbesondere auf Artikel 3 
Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
516/77 ist die Festsetzung eines Mindestpreises für 
die Einfuhr von Tomatenkonzentraten vorgesehen, 
der bei der Einfuhr dieses Erzeugnisses einzuhalten 
ist. In Absatz 3 dieses Artikels wird gleichzeitig ein 
besonderer Mindestpreis für Einfuhren in die neuen 
Mitgliedstaaten vorgesehen. Durch Festsetzung die- 
ser Preise soll die Gefahr eingeschränkt werden, daß 
der Markt für Tomatenkonzentrate durch Drittlands- 
einfuhren zu ungewöhnlich niedrigen Preisen gestört 
wird. 


Der Mindestpreis ist nach den in Artikel 3 Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 516/77 genannten Krite- 
rien festzusetzen. Im übrigen muß diese Festsetzung 
gemäß Artikel 3 Abs. 4 dieser Verordnung für ein 
in seinen Handelseigenschaften definiertes Erzeug- 
nis erfolgen. 

Gemäß Artikel 3 Abs. 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 516/77 wird der besondere Mindestpreis schritt- 
weise an den Mindestpreis angeglichen; diese An- 
gleichung erfolgt zum zweitenmal am 1. Juli 1977 
durch Anhebung des besonderen Mindstpreises um 
die Hälfte des Unterschieds zwischen diesem vor der 
Annäherung geltenden Preis und dem im nächsten 
Wirtschaftsjahr geltenden Mindestpreis; der Min- 
destpreis wird spätestens ab 1. Januar 1978 in den 
neuen Mitgliedstaaten angewandt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für Einfuhren des nachstehenden Erzeugnisses wäh- 
rend des Wirtschaftsjahres 1977/1978: 

*) ABI. EG Nr. L 73 vom 21. März 1977, S. 1 


Nummer des 
Gemeinsamen Zolltarifs 

Bezeichnung 

Güteklasse 

Verpackung 

1 

ex 20.02 C 

Tomatenkonzentrate 

Gehalt an Trocken- 

! 

In unmittelbaren 



substanz: 28/30 v. H. 

Umschließungen von 




4 kg oder mehr 


Druck: Therme Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 
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— wird der Mindestpreis auf 64 Rechnungseinhei- 
ten je 100 kg einschließlich der unmittelbaren 
Umschließung festgesetzt; 

— wird der besondere Mindestpreis auf 56 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg einschließlich der un- 
mittelbaren Umschließung festgesetzt. 

Diese Preise verstehen sich einschließlich Zöllen. 


Artikel 2 

Das Wirtschaftsjahr erstreckt sich vom 1. Juli 1977 
bis zum 30. Juni 1978. 

Der besondere Mindestpreis gilt bis zum 31. Dezem- 
ber 1977. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. Juni 1977 - 14- 680 70 - E - Ag 154177: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 1. Juni 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden . 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Gemäß Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
516/77 sind für die Einfuhren von Tomatenkonzen- 
traten in die Gemeinschaft ein Mindestpreis und ein 
besonderer Mindestpreis festzusetzen. 

2. Bei der Berechnung des Mindestpreises sind 
neben den Gestehungskosten des Gemeinschaftser- 
zeugnisses und des Einfuhrpreises ab 1. Januar 1975 
als Kriterien die auf den wichtigsten Weltmärkten 
angewandten Preise zu berücksichtigen. Ferner geht 
es darum, eine restriktivere Wirkung auf den Han- 
del zu vermeiden und dazu beizutragen, daß der 
Wettbewerb mit Drittländern gefördert wird. 

3. Die von den beiden ersten Kriterien abgeleitete 
Zahl beläuft sich auf 600 RE/Tonne. Diese verhältnis- 
mäßig niedrige Zahl läßt sich durch die Wirkung der 
Einfuhrpreise erklären, die infolge der Nichtanwen- 
dungen des Mindestpreises stark zurückgegangen 
sind. Dies hat folgende Ursachen: 

1. Der Mindestpreis wurde erst ab 1. September 
1975 erstmals angewandt. 

2. Der Mindestpreis für Einfuhren aus Griechen- 
land, der um 8,30 v. H. unter dem auf Drittländer 
anwendbaren Mindestpreis liegt, wird erst seit 
März 1976 angewandt. 

3. Der besondere Mindestpreis liegt wesentlich 
unter dem Mindestpreis. 

4. Aufgrund gewisser bei der Anwendung der 
Wechselkurse unterlaufener Fehler konnten die 
Einfuhren 30 bis 40 v. H. unter dem tatsächlichen 
Mindestpreis getätigt werden. 


4. Hingegen weist das dritte Kriterium, d. h. die 
Höhe des Preises auf dem wichtigsten Weltmarkt 
außerhalb der Gemeinschaft - nämlich den USA - 
in seiner Auswirkung einen entgegengesetzen Trend 
auf. Der Erzeugerpreis wird je Tonne mit 663 RE und 
der Ausfuhrpreis mit 704 RE je Tonne angesetzt. In 
der Gemeinschaft liegt der derzeitige Mindestpreis 
mit 640 RE/Tonne zwischen diesem Preisniveau 
(700 RE/Tonne) und dem Preisniveau, das von den 
beiden ersten Kriterien der Preisfestsetzung abgelei- 
tet wurde (600 RE/Tonne, s.o. unter 3). 

5. Die im letzten Kriterium genannte Notwendig- 
keit sicherzustellen, daß der Mindestpreis zu einer 
harmonischen und normalen Entwicklung des Wett- 
bewerbs mit Drittländern beiträgt, verschärft nicht 
das Ausmaß des Schutzes, sondern bestätigt vielmehr 
die Zweckmäßigkeit einer Beibehaltung des derzei- 
tigen Mindestpreisniveaus. 

6. Infolgedessen wird ein Preis von 640 RE/Tonne 
vorgeschlagen. In den drei neuen Mitgliedstaaten 
wird gegenwärtig ein Mindestpreis von 480 RE/Ton- 
ne angewandt. Die Anpassung dieses Preises an den 
Mindestpreis soll in drei Stufen erfolgen; die erste 
Anpassung hat am 1. Juli 1976 stattgefunden. In der 
zweiten Stufe (Stichtag 1. Juli 1977) wird der beson- 
dere Mindestpreis auf 560 RE/Tonne angehoben. Ab 
1. Januar 1978, d. h. ab dem Zeitpunkt, zu dem die 
Übergangszeit abläuft, ist der Mindestpreis in allen 
neun Ländern der Gemeinschaft anzuwenden. 

7. Ziel der vorgenannten Verordnung ist die Fest- 
setzung des Mindestpreises und des besonderen Min- 
destpreises (letzterer bis zum 31. Dezember 1977) für 
das Wirtschaftsjahr 1977/1978. Diese Preise sind ab 
1. Juli 1977 anzuwenden. 
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